
DERB~ES~STER 

FtlR UNTERRICHT UND KUNST 
Zl. 10.000/21-Parl/82 

II <=a!1I11 '1 'du Beilagen zu dea StenDg.raphlschetll Pl'Mokolfec 

des Nationalrates XV. Geaetzgebungsperiodc 

Wien, am 7. Juli 1982 

An die 

Parlamentsdirektion 

Parlament 

1017 WIE N 

1t!cf3 lAS 

1982 -07- 12 
zu -1~f1IJ 

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 1881/J-NR/82, 

betreffend Benützung von Schulturnhallen des Bundes für den 

außerschulischen Sportbetrieb, die die Abg. Dr. FEURSTEIN 

und Genossen am 14. Mai 1982 an mich richteten, beehre ich 

mich wie folgt zu beantworten: 

ad 1) und 2) 

Die erlaßmäßigen Regelungen (siehe Beilage) über die Verwendung 

von Schulräumen und den Schulen angeschlossenen Turn- und 

Sportstätten für schulfremde Zwecke sehen vor, daß die 

prekaristische Uberlassung dieser Räumlichkeiten für Zwecke 

von Turn- und Sportvereinen und bestimmte andere Zwecke (vor 

allem im Bereich der Erwachsenenbildung) im allgemeinen von 

den Landesschulräten zu genehmigen ist. Die Vereinbarung über 

die Zeit der Benützung ist im Einzelfall Sache der Schulleitung. 

Diese Kompentenzregelung erscheint deswegen unumgänglich, weil 

die besonderen räumlichen und organisatorischen Gegebenheiten 

am besten von den örtlichen Stellen beurteilt werden können. 

Obgleich genaue statistische Erhebungen über die Uberlassung von 

Turnsälen an Sportvereine aus diesem Grunde nicht bestehen, kann 

auf Grund diesbezüglicher Rückfragen bei den einzelnen Landes­

schulräten festgestellt werden, daß die vorhandenen Anlagen außer­

halb der Unterribhtszeiten optimal genützt werden. 
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Nach Auskunft des Landesschulrates für Vorarlberg ist dies ins­

besondere auch in diesem Bundesland der Fall (79 Sportvereine 

haben für ca. je 1 1/2 bis 2 Stunden pro Woche die Möglichkeit, 

die verschiedenen Turnsäle zu nützen) • 

Bei einzelnen Landesschulräten besteht die Praxis, an Sonn- und 

Feiertagen aus organisatorischen Erwägungen keine Schulraum­

überlassungen zu genehmigen, weil die Turnsäle in einem der­

artigen Ausmaß in Anspruch genommen werden, daß das Wochen­

ende für Reinigungszwecke genützt werden muß; überdies wird 

aus Kostengründen bereits am Samstag Vormittag die Heizungs­

temperatur gesenkt. 

ad 3) und 4) 

An eine Änderung der eingangs erwähnten Kompetenzregelung, die 

die erforderlichen Vorkehr~ngen den einzelnen Landesschulräten 

überläßt, ist derzeit nicht gedacht. 

Beilage 
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/' 
17. Verwendung von Schulräumen sowie 
von Tum- und Sportstätten für schulfrcmde 

Zwe&.e 

(Erlaß des BMfUuK Z. 306.190-ADMl70 Tom 13. Sep­
tember 1971, in der Fassung Z. 042A95:ADMl71 

Tom 10. Dezember 1971) 

Unter Au.fhebung der Erlässe des Bundesmini­
steriums für Unterricht vom 2. Dezember 1959, 
Z. 76.080-12/59, Min.-Vdg.-'Bl. Nr. 10/1960, be­
treffend die Benützungsgebühren für buncks­
eigene Turn- und Sponstätten und vom 21. Ok­
tober 1960, Z. 90.897-12/59, !Vlln.-Vdg.-BL 
Nr. 135/1960 betreffend die Verwendung von 
Schulräumen für schulfremde Zwecke, sowie iller 
übrigen auf diesem Gebiet ergangenen Erlässe, 
mit Ausnahme der Erlässe ,betreffend die Ein­
stellung von privaten Kraftfahrzeugen in bun­
deseigenen Amtsgebäuden vom 30. Oktober 
1958, Z. 79.911-12/58, Min.-Vdg.-Bl. Nr. 4/59 
und vom 29. Juli 1959 Z. 103.754-12/58 Min.­
Vdg.-Bl. Ne. 93/59, wird bezüglich der Verwen­
dung VOn Schu1,r:iumen und an Scnulen ange­
schlossenen Turn- und Sportst'ätten für schul­
fremde Zwecke verfügt: 
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33 Stück 2, Nr. 17 

A. Für mittlere un4 höhere Schulen sowie Aka­
demien und verwandte Lehranstalten des 
Bundes! 

1. Die überlassung von Schul räumen und an 

auf die dem Bund aus der Gestattung der Be­
nützung entstehenden Vermägensnachteile von 
den Landesschulräten (Stadtschulrat für Wien) 
im Einzelfalle festgesetzt wird. 

Schulen angeschlossenen Turn- und Sportstätten 
a) für volksbildnerische Zwecke, 
b) 'an Turn- und Sportvereine, 
c) an Elternvereinigungen, 
d) an Absolventenverbände, sowie 

Die Benützung von Schulriumen und an Schu­
len angeschlossenen Turn- und Sportstätten für 
volksbildnerische Zwecke, durc:h Elternvereinl:. 
gungen und Veranstaltungen von Schülern ist 
generell von der Entrichtung eines Entgeltes im 
Sinne der Z. 6 Abs. 1 befreit_ 

e) für Veranstaltungen, die lediglich von 
Schülern der betreffenden Schule besucht 
werden, ist der Landesschulbehörde (bei 
Pädagogischen Akademien und Zentrallehr­
anstalten dem Bundesministerium für Un­
terricht und Kunst) vorbehalten. Die Ver­
~in~arun? über die Zeit der Benützung 
1St 1m ElOzelfalle Sache der Direktion. 

Wenn im Einzelfall wegen der Lage der über­
lassenen Räume eine Aufsicht durch Organe der 
Schule während der Benützung unerläßlich ist. 
sind zwischen Benützer und Scnulwart separate 
Vereinbarungen über die Abgeltung der zusitz­
Iidten Leistungen zu treffen. 

2. Vor Erteilung der Genehmigung hat der 
Landesschulrat auf Grund des Antrages der An­
staltsdirektion sorgfältig zu prüfen, ob die in 
Z. 1 bezeichneten Voraussetwngen tatsächlich 
vorliegen. Es ist hiebei insbesondere darauf zu 
achten, daß die in den überlassenen Räumen aus­
geübte Tätigkeit tatsächlich volksbildnerisch lei­
beserziehlich oder sportausübend ist hzw.' den 
Interessen der Schule oder der Erziehun a dient 
nicht in Erwerbsabsicht erfolgt und nidtt nu; 
bloß organisatorischer Natur ist. 

Für die überlassung von an Schulen ange­
schlossenen Turn- und Sport stätten (mit Aus­
nahme der Lehrschwimm'becken) an Tum- und 
SportVereine gilt: 

a) Die Benützung der an Bundeslehranstalten 
angeschlossenen Turn- und Sportstätten, 
welche nicht dem Bundes-Sportfärderungs­
gesetz, BGBt Nr. 2/1970 unterliegen, durch 
Turn- und Sportvereine im Sinne des Ver­
einsgesetzes, BGBI. NI:. 233/1951, in der 
derzeit geltenden Fassung, zu Zwecken der 
Leibeserziehung und Sponausübung ist 
unentgeltlich, (mit Ausnahme der Lehr-

3. Die überlassung von Schulräumen und an 
Schulen angeschlossenen Turn- und Sportstätten 
für andere als in Z. 1 genannte Zwecke und für 
Veranstaltungen, die öffentlich zuaänglich sind 

, oder die überlassung einzelner Stodtwerke, Flü~ 
gel (frakte) oder ganzer Schulgebäude, für welche 
Zweck~ auch immer, sowie die überlassung auch 
nur emes Raumes zum dauernden alleinigen 
Gebrauch muß beim Bundesministerium für Un­
terricht und Kunst beantragt werden. 

. 4. Die vorstehenden Anordnungen erstrecken 
SIch auch auf Schulgebäude und Turn- und 
Sportstätten. die nicht im Eigentum des Bundes 
stehen, vom Eigentümer jedoch dem Bund zur 
Unterbringung von Bundeslehranstalten uberlas­
sen wurden. auf die Dauer der überlassung und 
unter Bedachtna'hme auf den zugrunde liegenden 
Oberlassungsvertrag. 

.5 .. Gemäß Z. 2 und 3 erteilte Benützungsbe­
wl11tgungen können jederzeit widerrufen wer· 
den; sie sind zu widerrufen, wenn die weitere 
überlassung der Räume mit den Interessen der 
Schule nicht mehr vereinbar ist oder die in den 
Z. 1 und 2 bezeichneten Voraussetzungen nicht 
mehr gegeben sind. 

6. Für die gemäß Z. 2 und 3 überlassenen I 
Räume ist ein Entgelt einzuheben, welches nach . 
generellen Richtlinien des Bundesministeriums : 
für Unterricht und Kunst unter Bedachtna·hmc i 

schwimmbecken). Mit Wirkung ab 1. jän­
ner 1972 werden keine auf die Gebäude 
und die sonstigen Anlagen entfallenden 
Betriebskosten und öf!endidten Abgaben 
sowie Kosten der Beheizung, Beleuchrung 
und Reinigung eingehoben. Auch die Be­
nützung von Warmwasserbrausel1 ist 
unentgeltlidt. Nicht berührt wird durch 
di.ese Sonderregelung die Frage der Abgel­
tung der zusätzlichen Leistungen der Schul-
warte. 

b) Den unter lir. a genannten Turn- und 
Sportvereinen wird die Benützung. der 
Turn- und Sporcstätten grundsätzlich nur 
auf jederzeitigen Widerruf (Prekarium) ge­
stattet. Die Benützungsgenehmigung kann 
über Ansuchen im Wege der Anstaltsdirek­
tion vom zuständigen Landesschulrat 
(Stadtschulrat für Wien) bei Vorliegen 
nachfolgender Voraussetzungen erteilt 
werden: 
aa) Der Verein verpflichtet sich schriftlich, 

für alle Schäden, weldte anl:ißlich der 
Benützung der überlassenen Turn­
und Sportstätten an aUen beweglichen 
und unbeweglichen Sachen des Bundes 
entstehen. die Haftung zu überneh­
men. Der Bund ist ·beredttigt. die Be­
seitigung solcher Sdtäden auf Kosten 
des Vereines vorzunehmen. Zu diesem 
Zweck erlegt oer Verein beim Landes-

t 
I 

., 

1 
1 , 
~ 
c • i 
I , 
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sdlUlrat (Stadtschulrat für Wien) eine 
Kaution in Höhe von S 1000'-. Bei 
Eintritt '\""on Schadensfällen ist der 
Bund berechtigt, zunächst die Kaution 
in Anspruch zu nehmen. Der die Kau-: 
tion übersteigende Schadensbetrag ist I 
vom Verein zu ersetzen. Dariiber-· 
hinaus ist die Kaution vom Vereine 
unverzüglich auf die volle Höhe zu 
ergänzen. Bei Rücktritt von der Be-: 
nützung bzw. Widerruf der Benüt-: 
zungsbewilligung wird die Kaution' 
insoweit zurückerstattet, als sie nicht 
zur Beseitigung '\""00 Schäden in An­
spruch genommen wird. 

bb) Der Verei:" nimmt schriftlich zur 
Kenntnis, daß der Bund für Sch:iden, 
die der Verein oder die Teilnehmer 
:1n Ver:mstJ.!:ungen des Vereines' :1n­
lißlich der 2er'.ützung der überlassenen f 
Turn- und :';ponstitten an Körper 
oder Eigentum erleiden, in keiner! 
Weise bEter, E:ne derartige Haftung: 
kann weder durch ausdrücklichen: 
noch stillschweigenden Vertrag (z. B.; 
Haftung ;;;h Vcrwahrer bei Garder0-
bediebstählen; begründet werden. Die­
ser Hafru"gs;;,ussc:11uß ist VOm Verein 
allen Teilnehmern an der Veranstal-. " tung mltzuccllcn. 

c) Bei überlassung von Lehrsc:hwimmbecken 
ist im Hinblick ;!l.lf die Höhe der laufenden 
BetriebsKosten in jedem Falle Z. 6 Ab,. 1 
anzuwenden. Befreiungen von der Zahlung 
VOn Betriebskosten werden nidlt gewähn. 

B. Für öffentliche Pflichtschulen~ 

1. Die überl:lSSung von Schulr:iumen in 
öffentlichen Pflichtsmulen fällt nach den Bestim­
mungen der auf Grund des Pflichtschulerhal­
tungs-Grundsatzgesetzes, BGBt. N r. 163/1955, 
ergangenen Landesausführungsgesetze in den 
Wirkungsbereich der nach diesen Gesetzen zu-' 
ständigen Behörden (Dienststellen). I 

2. Die Landessmulr:ite bzw. die Bezirkssdml- l 
räte dürfen bei der dem § 12 Abs. 4- des Pflicht- i 
schulerhaltungs~rundsatzgcsetzcs entsprechen- : 
den hndesgeserzlich vorgesehenen Mitwirkung I 
zu einer auch nur vorübergehenden Verwendung I 
von Smulräumen für nichtschulische Zwecke nur! 
in den Fällen des Punktes A Abs. 1 dieses Erlas- i 
ses und im übrigen nur dann positiv Stellung; 
nehmen, wenn die überlassung Zwecken dient,· 
die ohne jeden Zweifel mit den Aufgaben der: 
Schule vereinbar sind, und der Schulbetrieb in' 
keiner Weise gestört ist. 

3. Die dem Schuterhalter zukommende Rege-: 
lung der zivil rechtlichen Belange der Raumüber-: 
lassung wird durch diese Anordnungen nicht be-' 
rührt. 
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42. Verwendung von Schul räumen und den 
Schulen angeschlossenen lum- und Sport-

stätten für schulfremde Zwecke . 

~rlaß cl. BMEUuK Z. 042.064-ADM172 Vom 30. Jän-
Iler 1973) , " 

Der Erlaß vom 13. September 1971) Z. 306.190-
ADM/70. i. cl F. Z. 042.495-ADM/71 Vom 
10. Dezember 1971. Min.-Vdg.-iBl. Nr. 17/1972. 

; wird wie folgt abgeändert: . 

Im Abschnitt A hat 

1. Z. 1 Jjt. b :tu buten: 
Ca •• :w. 

b) für leibeseniehliche Zweckeider Sportaus-
übung, . " 

2. Z. 6 Ab,. 2 2.U lauten: 

Die Benüaung von Schulräumen und :an 
Schulen angesdllossenen Tum- und Sportstlitten! 
für volksbildnerische Zwecke durch Turn- und: 
Sportvereine. ferner durch E!ternvereinigungen" 
und für Veranst:utungen von Schülern ist generell 
von der Entridltung eines Entgeltes im Sinne der 
Z. 6 Abs. 1 befreit. 

3. Z. 6 Abs. 4 lit. b sublit~ ä3 hat 2.U lauten: 

:aal Der Verein verpflichtet sich schrift­
lich. für aUe Schäden. welche anläßlich 
der ;Benützung der überlassenen Turn­
und Sportstäuen an aUen beweglichen 
und unbeweglichen Sachen des Bundes 
entstehen, die Haftung 2.U überneh­
men. Der Bund ist berechtigt, die Be-" 
seitigung solcher Schäden auf Kosten 
des Vemnes vonunehmen. 
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